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Artikel 45

Obligatorische medizinische Untersuchung 
und Beratung
(Art. 17c Abs. 2 und 3, Art. 6 Abs. 2 ArG)

1 Die medizinische Untersuchung und Beratung ist obligatorisch für Jugendliche, die dauernd oder 
regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit leisten, und für Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen, 
die dauernd oder regelmässig wiederkehrende Nachtarbeit leisten und dabei in erhöhtem Aus-
mass belastende oder gefährliche Tätigkeiten verrichten oder belastenden oder gefährlichen Situ-
ationen ausgesetzt sind. Belastende und gefährliche Tätigkeiten oder Situationen sind:
a.  gehörschädigender Lärm, starke Erschütterungen und Arbeit in Hitze oder in Kälte;
b.  Luftschadstoffe, wenn deren Konzentration mehr als 50 Prozent der maximalen Arbeitsplatz-

Konzentration gesundheitsgefährdender Stoffe gemäss den Richtlinien beträgt, die die Schwei-
zerische Unfallversicherungsanstalt gestützt auf Artikel 50 Absatz 3 der Verordnung vom 19. 
Dezember 19831 über die Unfallverhütung erlassen hat;

c. ausserordentliche physische, psychische und mentale Belastungen;
d. Arbeit als allein arbeitende Person in einem Betrieb oder Betriebsteil;
e. verlängerte Dauer der Nachtarbeit und Nachtarbeit ohne Wechsel mit Tagesarbeit.

2 Die medizinische Untersuchung und Beratung erfolgt erstmals vor Antritt zu einer in Absatz 1 
genannten Tätigkeit und danach alle zwei Jahre. Sie kann mit der verkehrsmedizinischen Unter-
suchung nach Artikel 27 der Verkehrszulassungsverordnung vom 27. Oktober 19762 koordiniert 
werden, wenn diese die für die Beurteilung der Eignung zur Nachtarbeit massgeblichen Aspekte 
berücksichtigt. In diesem Fall kann der Abstand zwischen den einzelnen medizinischen Untersu-
chungen und Beratungen um bis zu einem Jahr verlängert werden.

3 Der untersuchende Arzt oder die untersuchende Ärztin teilt dem betroffenen Arbeitnehmer oder 
der betroffenen Arbeitnehmerin und dem Arbeitgeber die Schlussfolgerungen hinsichtlich der Eig-
nung oder Nichteignung mit.

4 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die nach Feststellung des Arztes nicht geeignet sind oder 
sich nicht untersuchen lassen, dürfen für Arbeiten gemäss Absatz 1 nicht in der Nacht eingesetzt 
werden. Eignet sich ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin nur bedingt, so kann der unter-
suchende Arzt oder die untersuchende Ärztin die Beschäftigung des betroffenen Arbeitnehmers 
oder der betroffenen Arbeitnehmerin ganz oder teilweise in der Nacht an die Bedingung knüpfen, 
dass der Betrieb die als notwendig erachteten Massnahmen für die Erhaltung der Gesundheit er-
greift.

5 Bei bedingter Eignung werden die untersuchenden Ärzte und Ärztinnen von ihrem ärztlichen Be-
rufsgeheimnis gegenüber dem Arbeitgeber soweit entbunden, als dass der betroffene Arbeitneh-
mer oder die betroffene Arbeitnehmerin, nachdem sie oder er über das Ergebnis der Untersuchung 
informiert wurde, in die Weiterleitung von Informationen einwilligt und es für das Treffen von 
Massnahmen im Betrieb notwendig ist.

SECO, Dezember 2020
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Allgemeines

Dieser Artikel bezieht sich auf Jugendliche, die im 
Rahmen der Berufsausbildung wiederholt wäh-
rend der Nacht eingesetzt werden (z.B. Bäcker-
lehrlinge), sowie auf Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, die in der Nacht in belastender 
oder gefährdender Umgebung arbeiten müssen. 
Gemäss Absatz 1 sind diese Personengruppen ei-
ner obligatorischen Untersuchung unterstellt. Als 
belastend und gefährlich gelten Tätigkeiten mit er-
heblichen physikalischen Einwirkungen (z.B. ge-
hörschädigender Lärm) oder mit Luftschadstoffen 
am Arbeitsplatz. Belastend sind auch Schwerar-
beit, Arbeiten unter hohem Verantwortungsdruck, 
Alleinarbeit (Unfallrisiko) sowie lange Nachtschich-
ten und Nachtarbeit ohne Wechsel mit Arbeit am 
Tag (Gefährdung durch Übermüdung). Belastende 
und gefährliche Tätigkeiten müssen im Einzelfall 
bezüglich ihres Gefährdungspotenzials geprüft 
werden. Dabei ist auch dem Zusammenwirken 
verschiedener Risikofaktoren die nötige Aufmerk-
samkeit zu schenken.

Absatz 1
Folgende Tätigkeiten oder Situationen gelten als 
belastend oder gefährlich:

Buchstabe a:
Gemäss der Suva-Liste über Grenzwerte am Ar-
beitsplatz  ist der auf einen Arbeitstag von 8 
Stunden berechnete energieäquivalente Dauer-
schalldruckpegel Leq als gehörschädigend einzu-
stufen, wenn er bei ungeschütztem Gehör 85 
dB(A) erreicht oder übersteigt. Zur Beurteilung 
ist eine Exposition über eine längere Periode zu 
berücksichtigen. Für Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen in Teilzeitarbeit mit geringerer Ex-
positionszeit werden nicht höhere Grenzwerte 
entsprechend ihrer Expositionszeit angewendet: 
Auch für kürzere Expositionszeiten sind also 
grundsätzlich Grenzwerte anzuwenden, die für 
einen 8-Stunden-Tag berechnet sind.
Stärkere Erschütterungen und damit verbundene 

Vibrationen des Körpers wirken sich gesundheits-
schädigend aus. Bei der Beurteilung einer mög-
lichen Schädigung sind die Häufigkeit und die 
Intensität der an einem Arbeitsplatz vorkommen-
den Erschütterungen massgebend. Erfolgen die 
Erschütterungen dauernd oder regelmässig wie-
derkehrend, stellt bereits eine niedrige Intensität 
ein beachtliches Schädigungspotenzial dar, das es 
zu überwachen gilt. Erfolgen die Erschütterungen 
periodisch oder vereinzelt, aber immer wiederkeh-
rend und mit grosser Intensität, dann ist eine Ge-
sundheitskontrolle ebenfalls unabdingbar. Selbst 
bei einem Verdacht auf ein vorhandenes Schädi-
gungspotenzial ist vorsichtshalber die obligatori-
sche medizinische Untersuchung und Beratung 
angezeigt. Der Arbeitgeber kommt damit seiner 
Verpflichtung zum Gesundheitsschutz für seine 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nach.
Als Hitze am Arbeitsplatz gilt eine stetige Raum-
temperatur im Arbeitsbereich von über 28 °C. Zu-
sätzlich sind die weiteren Klimaparameter, wie 
Luftfeuchtigkeit, Strahlungswärme, Luftbewe-
gungen etc., mit zu berücksichtigen. Gelegentli-
che Arbeiten bis zu einer halben Stunde in solchen 
Hitzebereichen sind kein Grund für eine obliga-
torische medizinische Untersuchung. Zur Beurtei-
lung der Zumutbarkeit ist immer die Gesamtsitu-
ation, also die physische Belastung, vorhandene 
kompensatorische Massnahmen wie Schutzbe-
kleidung, Getränke, vermehrte Pausen usw., zu 
berücksichtigen.
Das Gleiche gilt für Arbeiten bei tiefen Tempera-
turen. Darunter sind solche von –5 °C und tiefer 
zu verstehen.

Buchstabe b:
Die Belastungsgrenzen für Luftschadstoffe basie-
ren auf den von der Suva publizierten Grenzwer-
ten am Arbeitsplatz (MAK-Wert-Liste) . Über-
steigen die Konzentrationen am Arbeitsplatz 
50 Prozent der in der Liste publizierten Werte, so 
gelten die Arbeitsplätze im Sinne dieses Artikels 
als gefährlich oder belastend. Wie unter Buchsta-
be a dürfen für Teilzeitarbeitnehmer und -arbeit-
nehmerinnen keine erhöhten Grenzwerte ange-
wendet werden.
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Buchstabe c:
Unter ausserordentlichen physischen Belastun-
gen sind körperlich anstrengende Schwerarbeiten 
oder Arbeiten mit häufigem manuellem Bewegen 
von Lasten, welche die Richtwerte für häufiges 
Handhaben überschreiten (gem. Wegleitung zum 
Art. 25 ArGV 3 ). Es kommen Arbeiten in Fra-
ge, die den Körper überdurchschnittlich belasten 
und darum in der Regel zu einer schnelleren Er-
müdung führen.
Ausserordentliche psychische Belastungen entste-
hen in der Regel aus einem Konflikt zwischen den 
Verhältnissen am Arbeitsplatz und den persönli-
chen Voraussetzungen der Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen. Psychische Belastungen erge-
ben sich z.B. bei möglichen grossen Gefahren, bei 
grossem Zeitdruck oder bei grosser Verantwor-
tung der Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen. 
Die Gründe können Termindruck, Qualitätsanfor-
derungen, Verletzungsgefahren und Schäden an 
Anlagen bei Fehlhandlungen sein. Sind solche Ele-
mente in grossem Ausmass vorhanden, gelten die 
Arbeitsplätze als belastend.
Abgesehen von diesen psychischen Belastungen 
kann auch eine andauernde geistige Anspannung 
verbunden mit hoher Konzentration in einem 
komplexen Arbeitssystem ausserordentlich belas-
tend sein (mentale Belastung). Nicht jede Person, 
die mit solchen Aufgaben betraut ist, kann gleich 
lang fehlerfrei arbeiten. Klassische Beispiele sind 
Überwachungsaufgaben wie Flugüberwachung 
oder Anlagenüberwachung. Solche anspruchs-
vollen Aufgaben sollten zeitlich begrenzt und von 
regelmässigen Erholungszeiten in ausreichendem 
Ausmass unterbrochen sein. Ähnliches gilt für 
eine anhaltende Qualitätsüberwachung, die in der 
Regel mit Augenermüdung verbunden ist.

Buchstabe d:
Personen, die nachts allein arbeiten, sind erhöh-
ten Risiken ausgesetzt und stellen auch für den 
Betrieb und die Umgebung ein Risiko dar. Dieses 
Risiko ergibt sich in besonderem Ausmass aus den 
oben bereits erwähnten Belastungen und aus dem 
Umstand, dass ein Arbeitnehmer oder eine Arbeit-

nehmerin während der Nacht, also zur natürlichen 
Schlafenszeit, allein im Betrieb arbeitet. Die Ge-
sundheit des Arbeitnehmers oder der Arbeitneh-
merin wird ernsthaft gefährdet, wenn noch beson-
dere Risiken dazu kommen wie Asthma, Diabetes, 
Herz-Kreislauf-Beschwerden, Alkohol-, Drogen- 
oder Medikamentenabhängigkeit usw. Die obliga-
torische Eignungsuntersuchung soll diese gesund-
heitlichen Risiken ermitteln und Arbeitnehmer 
oder Arbeitnehmerinnen zu ihrer eigenen Sicher-
heit von Arbeitsplätzen ausschliessen, an denen 
sie allein arbeiten müssten. Der Arbeitgeber kann 
sich zudem entlasten, weil er seinen Verpflichtun-
gen zum Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen nachgekommen ist.

Buchstabe e:
Verlängerte Dauer der Nachtarbeit gemäss Artikel 
29 ArGV 1  und Nachtarbeit von mehr als 12 
Wochen ohne Wechsel mit Tagesarbeit nach Arti-
kel 30 Absatz 2 ArGV 1  gelten ebenfalls als be-
lastend im Sinne dieses Artikels.

Absatz 2
Die obligatorische medizinische Untersuchung 
und Beratung muss erstmals durchgeführt wer-
den, bevor die Arbeit an einem Arbeitsplatz mit 
besonderen Gefahren oder Belastungen aufge-
nommen wird. Sie ist Voraussetzung für die Ar-
beitsaufnahme. Der Gesundheitszustand der be-
troffenen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
ist anschliessend unabhängig vom Alter normaler-
weise alle zwei Jahre obligatorisch zu überprüfen. 
Ab 45 Jahren können Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen darüber hinaus in den Zwischen-
jahren eine medizinische Untersuchung und Be-
ratung nach Artikel 44 ArGV 1  in Anspruch 
nehmen.

Die Dauer von zwei Jahren zwischen den obliga-
torischen Prüfungen kann angepasst werden, falls 
der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin der 
Pflicht einer verkehrsmedizinischen Untersuchung 
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gemäss Art. 27 der Verkehrszulassungsverord-
nung  (SR 741.51) untersteht und die Eignung 
zur Nachtarbeit in diesem Rahmen abgeklärt wird. 
(Das Ziel ist eine Harmonisierung der verschiede-
nen gesetzlichen Fristen.) Trotz der Möglichkeit 
einer Zusammenlegung der medizinischen und 
der verkehrsmedizinischen Untersuchung müssen 
sich die Resultate nicht decken. So kann ein Ar-
beitnehmer bzw. eine Arbeitnehmerin beispiels-
weise als für die Nachtarbeit geeignet befunden 
werden, jedoch als ungeeignet für das Führen ge-
wisser Fahrzeuggruppen gemäss Art. 27 VZV .

Absatz 3
Der Arzt oder die Ärztin informiert die untersuch-
te Person über die Schlussfolgerungen hinsichtlich 
Eignung oder Nichteignung. Der Arbeitgeber wird 
ebenfalls informiert, es besteht diesbezüglich also 
eine gesetzliche Meldepflicht.
Der Arzt oder die Ärztin hat sich gegenüber dem 
Arbeitgeber lediglich über Eignung oder Nichteig-
nung resp. über allfällige Vorbehalte zu äussern. 
Zusätzliche Informationen dürfen nicht weiterge-
geben werden.

Absatz 4
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die nach 
Feststellung des Arztes nicht geeignet sind oder 
sich nicht untersuchen lassen, dürfen für Arbei-
ten gemäss Absatz 1 in der Nacht nicht eingesetzt 
werden. Bei einer bedingten Eignung für Nacht-
arbeit kann der untersuchende Arzt oder die un-
tersuchende Ärztin eine Beschäftigung zulassen, 
sofern vom Betrieb die besonderen Massnahmen 
zum Gesundheitsschutz des Arbeitnehmers oder 
der Arbeitnehmerin mit bedingter Eignung getrof-
fen worden sind. Neben der Gesundheit ist in die-
sem Fall aber auch die Wirksamkeit der Massnah-
men in geeigneten Zeitabständen regelmässig zu 
überprüfen.

Absatz 5
Bei der bedingten Eignung werden die untersu-
chenden Ärzte oder Ärztinnen so weit von ihrem 
Berufsgeheimnis entbunden, wie dies nötig ist 
und soweit der betroffene Arbeitnehmer oder die 
betroffene Arbeitnehmerin in die Weitergabe der 
Informationen (Teile der Diagnose) einwilligt. Da-
mit können die Ärzte oder Ärztinnen den Betrieb 
neben dem Eignungsbefund auch über die zu-
sätzlichen Massnahmen zum Schutz des betroffe-
nen Arbeitnehmers oder der betroffenen Arbeit-
nehmerin informieren, wozu sie auch gemäss Art. 
43 ArGV 1  verpflichtet sind. Verweigert der Ar-
beitnehmer oder die Arbeitnehmerin die Weiter-
gabe der Informationen, so ist dies gleichbedeu-
tend mit einem Bescheid auf Nichteignung.

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19760247/index.html#a27
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19760247/index.html#a27
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19760247/index.html#a27
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20000832/index.html#a43
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20000832/index.html#a43

